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May Jehle

Kommunikative Praktiken als fachliche 
Umgangsweisen mit Wissen und Urteilen im 
politischen Fachunterricht. Fallstudien aus Ost-, 
West- und Gesamtberlin von 1978 bis 1993 

1	 Politischer Fachunterricht und die Frage der Bestimmung 
seiner Fachlichkeit 

Die Frage nach der Fachlichkeit politischen Fachunterrichts kann in der Bundesre-
publik Deutschland als umstritten gelten.1 So ist nicht nur eine bemerkenswerte 
Vielfalt unterschiedlicher Fachkombinationen im gesellschaftswissenschaftlichen 
Fächerspektrum mit entsprechend vielfältigen Fachbezeichnungen zu verzeich-
nen (vgl. z. B. Sander 2014a). Auch innerhalb des politikdidaktischen Diskurses 
werden mit Blick auf die disziplinäre Struktur, die inhaltliche Ausrichtung sowie 
die Bildungsaufgabe des Faches unterschiedliche Positionen vertreten. Die Be-
deutung fachwissenschaftlich begründeter Konzepte, fachdidaktischer Prinzipien, 
der Struktur der Vermittlungsprozesse und die Berücksichtigung subjektiver Vor-
stellungen der Schüler*innen wird dabei unterschiedlich gewichtet (vgl. Manzel 
u. a. 2018).
Der Blick in die Geschichte politischen Fachunterrichts zeigt, dass dessen Fach-
lichkeit stets in Bezug zur jeweils geltenden politisch-gesellschaftlichen Ordnung 
zu denken ist. Schließlich wird das Fach in aller Regel mit dem Ziel begrün-

1	 In Ermangelung einer einheitlichen übergreifenden Fachbezeichnung wird der Überbegriff des 
politischen Fachunterrichts verwendet. Diese Begriffswahl beabsichtigt eine Unterscheidung von 
den Fachbezeichnungen in den folgenden Fallstudien. Neben der für die DDR einheitlichen 
Bezeichnung Staatsbürgerkunde und dem in der Transformationsphase 1990/91 eingeführten 
Übergangsfach Gesellschaftskunde (vgl. Biskupek 2002, 67–100) wird im Beitrag außerdem der 
Begriff Politikunterricht verwendet. Dieser stellt selbst einen Überbegriff dar für die in West- und 
Gesamtberlin zu dieser Zeit gebräuchlichen Bezeichnungen Sozialkunde (Sekundarstufe I) und 
Politische Weltkunde, wobei Sozialkunde anteilig innerhalb des Integrationsfaches Sozialkunde/
Geschichte unterrichtet wurde (vgl. insgesamt dazu Grammes & Kuhn, 1987, 12–19). Dabei 
verweist der gewählte Überbegriff Politischer Fachunterricht selbst auf das Problem, auf welche 
Weise das Politische als Gegenstand des Unterrichts zu bestimmen sei, welche Arten von Wissen 
und Wissensvermittlung damit als Aufgabe des Unterrichts verbunden werden und ob ein solcher 
Unterrichts selbst als politischer zu gelten habe oder vielmehr davon abzugrenzen sei.
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det, die Schüler*innen zur zukünftigen systemadäquaten Teilhabe an der Gesell-
schaft zu befähigen. Bei seiner erstmaligen Einführung als eigenständiges Un-
terrichtsfach im Wilhelminischen Kaiserreich wurde dessen vorrangige Aufgabe 
in der „Stiftung nationaler Identität“ (Sander 2014b, 16) gesehen. Nach der 
Erfahrung der ideologischen Indienstnahme der Institution Schule durch den 
Nationalsozialismus wurden in den beiden deutschen Staaten unterschiedliche 
Wege eingeschlagen. Die Einführung von politischer Bildung zuzurechnenden 
Unterrichtsfächern erfolgte in der alten Bundesrepublik gemäß ihrer föderalen 
Struktur ab den 1950er- und 1960er-Jahren, wobei mit dem Bildungsbegriff eine 
Orientierung am „Prinzip individueller Selbstbestimmung“ (Leschinsky & Klu-
chert 1999, 22) akzentuiert wird. Spätestens seit den 1970er-Jahren setzte ein 
mit wiederkehrenden Reformvorhaben verbundener und weiterhin fortwähren-
der Diskurs um integrative Verbundfächer ein, der nicht frei von fachpolitischen 
Kontroversen ist (vgl. dazu z. B. Sander 2017). In der DDR wurde 1957 das Fach 
Staatsbürgerkunde eingeführt, das die seit 1950 unterrichtete Gegenwartskunde 
ablöste und in den folgenden Jahren eine zunehmende Konsolidierung als Leit-
fach der politisch-ideologischen Erziehung zum sozialistischen Staatsbürger im 
Sinne der Sozialistischen Einheitspartei (SED) erfuhr. So zeichnet sich in der Ge-
schichte politischen Fachunterrichts ein Spannungsfeld ab, in dem Schulfächer 
als Ausdruck des Bemühens um einen Zugang zur Welterschließung (vgl. z. B. 
Tenorth 1999, 193) oder als machtvolles Mittel gesellschaftlicher Funktionen der 
Tradierung, sozialer wie politischer Steuerung und Kontrolle (vgl. z. B. Popkewitz 
2011; dazu Schneuwly 2018, 287f.) verstanden werden können.
Die Bestimmung der fachlichen Aufgabe sowie des zu vermittelnden Wissens 
gehen dabei nicht in einer gegenstandsbezogenen Inhaltsorientierung auf (vgl. 
dazu z. B. Hopmann 1999). Zugleich werden spezifische Umgangsweisen mit 
Wissen vorausgesetzt (vgl. z. B. Reh & Caruso 2020, 616, 620), die entspre-
chende Praktiken der Vermittlung (vgl. Tenorth 1997) erforderlich machen. 
Fachlichkeit wird demnach auch von den an der unterrichtlichen Praxis betei-
ligten Akteur*innen im Unterrichtsgespräch ko-konstruktiv hervorgebracht (vgl. 
z. B. Manzel u. a., 162; dazu auch Schneuwly 2018, 286). Gleichzeitig ist aber 
auch davon auszugehen, dass bestimmte aus der fachlichen Aufgabe resultierende 
Ansprüche an jeweils spezifische kommunikative Praktiken gebunden sind. Es 
wird hier also von einem wechselseitigen Verhältnis von kommunikativen Prakti-
ken der Wissensvermittlung und fachlichen Ansprüchen in der unterrichtlichen 
Praxis ausgegangen, in dem ein bestimmter fachlicher Anspruch auf spezifische 
Praktiken der Unterrichtskommunikation angewiesen ist, wohingegen er durch 
andere unterlaufen wird. Im Folgenden soll dies mittels einer historischen Re-
konstruktion mit Blick auf den Vollzug unterrichtlicher Praxis nachgezeichnet 
werden. 
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2	 Historische Videoaufzeichnungen aus dem politischen 
Fachunterricht in Ost-, West- und Gesamtberlin von 1978 bis 
1993 

Die historischen Rekonstruktionen, deren Ergebnisse hier diskutiert werden sol-
len, wurden im Rahmen einer umfänglicheren Fallstudie vorgenommen. In dieser 
wurden zwölf Videoaufzeichnungen aus dem politischen Fachunterricht in Ost-, 
West- und Gesamtberlin im Zeitraum von 1978 bis 1993 einer systematisierend 
vergleichenden Untersuchung unterzogen.2 Die Aufzeichnungen wurden hierzu 
auf der Grundlage umfänglicher Rekonstruktionen der Entstehungs- und Ver-
wendungszusammenhänge zu vier Fallgruppierungen zusammengefasst und mit 
Blick auf das Verhältnis von (fach-)didaktischen Intentionen und dokumentierter 
Unterrichtspraxis analysiert (vgl. Jehle 2022).
Für die erste Fallgruppierung wurden drei Aufzeichnungen aus dem Staatsbürger-
kundeunterricht in Ost-Berlin ausgewählt, die zwischen 1978 und 1986 an ei-
ner Forschungsschule der Akademie für Pädagogische Wissenschaften der DDR 
(APW) im Kontext eines Forschungsprogramms zur Erhöhung der geistigen 
Aktivität der Schüler*innen im Unterricht entstanden sind (vgl. z. B. Akademie 
1987). Die übrigen Aufzeichnungen stammen alle aus dem Bestand des Referats 
für politische Bildungsarbeit der Freien Universität Berlin (FU) und wurden in 
drei weitere Fallgruppierungen unterteilt. Bei der zweiten Fallgruppierung han-
delt es sich um drei Aufzeichnungen aus dem West-Berliner Politikunterricht in 
den 1980er-Jahren. Diese können einer „Bestandsaufnahme“ (Grammes & Kuhn 
1987, 8) zur alltäglichen Unterrichtspraxis sowie zur Weiterentwicklung von Aus- 
und Fortbildungskonzepten zugeordnet werden (vgl. Grammes & Kuhn 1987). 
Die dritte Fallgruppierung besteht aus drei Aufzeichnungen aus der Transformati-
onsphase 1990–1991, die in Fortbildungszusammenhängen für Lehrpersonen aus 
der DDR für das übergangsweise eingeführte Unterrichtsfach Gesellschaftskunde 
entstanden sind (vgl. dazu z. B. Biskupek 2002). Für die vierte Fallgruppierung 
wurden schließlich drei Aufzeichnungen aus Aus-, Fort- und Weiterbildungszu-
sammenhängen in Gesamtberlin im Zeitraum 1992 bis 1993 ausgewählt. 
Ausgehend von der konzeptionellen Ebene lässt sich eine Kontrastierungslinie 
ziehen, die den Staatsbürgerkundeunterricht von den übrigen Fallgruppierungen 
abgrenzt. Mit der ausschließlichen Begründung seiner Konzeption in der „wissen-

2	 Diese stammen aus Archivbeständen verschiedener Institutionen der pädagogischen Aus-, Fort-, 
Weiterbildung und Forschung und konnten in einer Reihe von Forschungsprojekten unter der 
Leitung von Henning Schluß an der Humboldt-Universität zu Berlin und der Universität Wien in 
Kooperation mit dem Deutschen Institut für Internationale Pädagogische Forschung (DIPF) über 
Datenbanken des Forschungsdatenzentrums Bildung (FDZ) der Forschung zugänglich gemacht 
werden (vgl. ausführlicher z. B. Jehle & Schluß 2013; Reh & Jehle 2020). Weitere Informationen: 
https://www.fdz-bildung.de/home (Abrufdatum: 06.04.2024).
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schaftlichen Weltanschauung“ (Neuner u. a. 1969, 9) des Marxismus-Leninismus 
und der ihm zugewiesenen Funktion der Legitimation der Politik der Sozialisti-
schen Einheitspartei (SED) kommt ihm ein spezifischer Erziehungsauftrag zu. 
Konzeptionell wird dabei das „Prinzip der Einheit von Bildung und Erziehung“ 
(Neuner u. a. 1969, 13) zugrunde gelegt, dem eine „Einheit von Erkenntnis und 
Wertung“ (ebd., 13) subsumiert wird. Demnach ist davon auszugehen, dass die 
eigenständige Auseinandersetzung mit der Sache zur Einsicht in die „objekti-
ve Realität“ (ebd., 18) des Marxismus-Leninismus führt und so „grundlegende 
Überzeugungen, eine einheitliche ideologische Position des sozialistischen Staats-
bürgers aus[ge]bilde[t] und [ge]festig[t]“ (ebd., 10) werden.
Demgegenüber lässt sich entlang der übrigen drei Fallgruppierungen, deren nor-
mativer Bezugspunkt in einer demokratischen sowie pluralistischen politisch-
gesellschaftlichen Grundordnung zu sehen ist, eine zeitliche Entwicklungslinie 
ziehen. Wurde an der in den 1980er-Jahren dokumentierten Unterrichtspraxis 
vor allem ein verkürztes Verständnis einer Schülerorientierung kritisiert, das keine 
systematische fachliche Reflexion der subjektiven Standpunkte der Schüler*innen 
ermögliche (vgl. Grammes & Kuhn 1987, 167), bemühte man sich im Folgenden 
im Besonderen um die Erarbeitung analytischer Instrumentarien zur Entwick-
lung und Förderung der politischen Urteilsbildung (vgl. z. B. Massing & Weißeno 
1995; Kuhn & Massing 1999).
Die Aufzeichnungen aus der Transformationsphase können in diesem Zusam-
menhang als Dokumentationen einer Unterrichtspraxis im Übergang interpre-
tiert werden. Das betrifft nicht nur den Unterrichtsgegenstand selbst, sondern ist 
zugleich mit der Frage verbunden, inwieweit die beträchtlichen biographischen 
Umbruchserfahrungen einzelner Protagonist*innen auch in der fachlichen Ausein-
andersetzung in der Unterrichtspraxis zum Tragen kommen. Zudem sehen sich die 
Fortbildungsteilnehmer*innen nicht nur mit einem neuen Unterrichtsgegenstand, 
sondern auch mit einzuführenden Unterrichtsmethoden konfrontiert, die mit dem 
Anspruch einer demokratischeren Unterrichtskommunikation verbunden werden, 
die die Subjektivität der Schüler*innen berücksichtigt.
Davon ausgehend soll im Folgenden der Frage nachgegangen werden, inwiefern 
diese Einbettung in unterschiedliche politische Kontexte nicht nur auf der Ebene 
der Unterrichtsinhalte und -ziele, sondern auch mit Blick auf die spezifischen 
Praktiken der Wissensvermittlung mit Konsequenzen verbunden ist und wie diese 
in Bezug auf die jeweiligen fachlichen Ansprüche diskutiert werden können.
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3	 Kommunikative Praktiken in historischen 
Videoaufzeichnungen politischen Fachunterrichts

Im Unterschied zu schriftlichen Quellendokumenten ermöglichen die audiovisu-
ellen Aufzeichnungen Einblicke in die im Vollzug dokumentierte Unterrichtspra-
xis. Dabei richtet dieser Beitrag seine Aufmerksamkeit darauf, wie in den verschie-
denen Fällen von Fachunterricht kommunikativ mit zu vermittelndem Wissen 
umgegangen wird. Zugrunde gelegt wird dabei eine kommunikationstheoreti-
sche Modellierung von Unterricht (vgl. z. B. Meseth u. a. 2011), nach der sich 
die Akteur*innen kommunikativ über Vermittlungsabsichten und Aneignungs-
prozesse verständigen (vgl. Dinkelaker 2007). Gestützt auf Grundannahmen der 
Ethnomethodologie sowie der Kommunikationsanalyse wurde das Unterrichts-
gespräch als eine Praxis der ko-konstruktiven Erzeugung von und Verhandlung 
über Sinn und Bedeutung in Bezug auf den Gegenstand analysiert. Zum einen 
wurden dabei entlang der Gesprächsführung der Lehrpersonen deren explizite 
wie implizite Intentionen erschlossen sowie zum anderen auf der Grundlage der 
Schüleräußerungen mögliche Rückschlüsse auf deren Aneignungsprozesse disku-
tiert (vgl. ausführlicher Jehle 2020).
Insgesamt finden wir in den analysierten Aufzeichnungen größtenteils eine klas-
senöffentlich geführte Unterrichtskommunikation vor, die nach dem in solchen 
Settings als klassisch geltendem Muster von Initiation – Reply – Evaluation (I-R-E) 
(vgl. Mehan 1979) organisiert ist. Die spezifischen Funktionen einzelner Äuße-
rungen innerhalb dieses Musters sowie ihre entsprechende Gestaltung lassen sich 
weiter mit Blick auf verschiedene, unterschiedlich strukturierte Erarbeitungspha-
sen und diesen zugeschriebene Ziele differenzieren. Insgesamt konnten dabei min-
destens drei unterschiedliche, nicht zwingend als fallspezifisch zu betrachtende 
Muster kommunikativer Praktiken herausgearbeitet werden, die sich mit Bezug 
auf die jeweiligen Ziele, Ansprüche und Intentionen weiter differenzierend disku-
tieren lassen.

3.1	 Kommunikative Reproduktion statt inhaltlicher Auseinandersetzung
Als erstes lässt sich das dem Staatsbürgerkundeunterricht zugeschriebene „Muster 
der Katechese“ (Grammes 1997, 166) auch in der hier analysierten Fallgruppie-
rung feststellen. Beschrieben wird damit eine Gesprächsführung, bei der die Fra-
gestellungen so formuliert werden, dass sie die Antwortmöglichkeiten deutlich 
eingrenzen bzw. die Antwort bereits vorwegnehmen (vgl. Abb. 1.1). Innerhalb 
dieser Fallgruppierung kann dies zunächst auf die Geschlossenheit von Problem-
stellungen im Staatsbürgerkundeunterricht zurückgeführt werden, die im Grunde 
nur eine Urteilsbildung im Sinne des Marxismus-Leninismus bzw. der Parteilinie 
der SED zulassen. Auf Seiten der Schüler*innen führt dies vor allem zu einer 
Kommunikationspraktik, die darauf zielt, lediglich – oftmals auch auf assoziative 
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Weise – die gesuchten Begrifflichkeiten zu nennen (vgl. Abb. 1.2). Im Ergebnis 
erweist sich das allerdings als eine fehleranfällige Gesprächspraxis, die zugleich 
vermuten lässt, dass die Schüler*innen sich gar nicht erst bemühen, die damit 
verbundenen inhaltlichen Zusammenhänge nachzuvollziehen. 
Eine solche Kommunikationspraxis, die weniger den Eindruck einer inhaltlichen 
Auseinandersetzung mit der Sache als den der assoziativen Suche nach einem be-
stimmten Begriff erweckt, war allerdings auch in anderen Fallgruppierungen zu 
beobachten (vgl. Abb. 1.3 & 1.4). Wie bei diesen Beispielen aus dem West- und 
Gesamtberliner Politikunterricht handelt es sich um Situationen, in denen das 
Thema und damit verbundene Fragestellungen unpräzise formuliert wurden, wo-
hingegen die Gesprächsführung Intentionen erkennen lässt, die den Schüler*innen 
jedoch intransparent bleiben. Somit ist hier ein Spannungsfeld auszumachen, in 
dem eindeutig geschlossene Fragestellungen einerseits sowie für den intendierten 
Erwartungshorizont zu vage formulierte andererseits den Anspruch einer eigen-
ständigen Auseinandersetzung mit der Sache unterlaufen bzw. verhindern.
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Abb. 1:	Beispiele kommunikativer Reproduktion statt inhaltlicher Auseinandersetzung3

3.2 	Aufforderung zu eigenständigen Beiträgen ohne Anspruch diskursiver 
fachlicher Weiterbearbeitung

Dem dargestellten Muster können wiederum in exemplarischer Auswahl Se-
quenzen gegenübergestellt werden, in denen die Schüler*innen durch die Fra-
gestellungen zwar zu einer eigenständigen Auseinandersetzung mit der Sache 
aufgefordert werden, die jedoch mit Blick auf den Anspruch einer diskursiven 
fachlichen Weiterbearbeitung differenzierend zu diskutieren sind. So sahen die 
im Kontext des Forschungsprogramms für den Staatsbürgerkundeunterricht ent-
wickelten Problemstellungen auch eigenständige Beiträge der Schüler*innen vor. 
Diese wurden jedoch in eine Gesprächspraxis eingebettet, die in eine Zusam-
menfassung und Auswahl einzelner Aussagen und somit mit einem Ausschluss 
anderer verbunden war, wobei die Kriterien dafür nicht offengelegt wurden (vgl. 
z. B. Abb. 2.1). Überboten wird dies von einer Gesprächspraxis – hier illustriert 
anhand eines Beispiels aus dem Gesellschaftskundeunterricht (vgl. Abb. 2.2) –, 
mit der die Lehrperson über die bisherigen Beiträge der Schüler*innen hinweg-
geht und ihren eigenen Vorschlag zur Lösung des Problems an deren Stelle setzt. 
In methodischer Hinsicht kann eine solche Gesprächspraxis mit Blick auf eine 
Erhöhung der Beteiligung, ohne dass dieser eine inhaltliche Relevanz zukommt, 
als instrumentalisierend eingeordnet werden. 
Unterschieden werden kann dies wiederum von einer Gesprächspraxis, in der die 
Lehrpersonen die eigenständig eingebrachten Beiträge der Schüler*innen – wie in 
den Beispielen aus dem Gesellschaftskunde- und dem West-Berliner Politikunter-
richt (vgl. Abb. 2.3 & 2.4) –, inhaltlich nicht weiter aufgreifen oder in ihren eva-
luativen Kommentierungen in Bezug auf inhaltliche Ziele äußerst zurückhaltend 

3	 Im Sinne der Lesefreundlichkeit werden die Auszüge hier und im Folgenden im Vergleich zu den 
Originaltranskripten leicht verkürzt dargestellt.
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agieren. Diese bleiben somit zwar als gleichberechtigte, aber im Grunde inhaltlich 
beliebige stehen. Durch die fehlende Aufforderung zu einer auch andere Perspek-
tiven berücksichtigenden Reflexion läuft eine solche Gesprächspraxis allerdings 
Gefahr, lediglich eine Reproduktion bereits bestehender (Voraus-)Urteile zu un-
terstützen, die möglicherweise auch den eigentlichen Intentionen zuwiderlaufen.

Abb. 2:	Beispiele eigenständiger Beiträge ohne Anspruch fachlich diskursiver Weiterbearbeitung
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3.3	 Anspruch fachlich diskursiver Weiterbearbeitung eigenständig 
eingebrachter Beiträge

Dass die praktische Umsetzung des Anspruchs einer fachlich diskursiven Wei-
terbearbeitung eigenständiger Beiträge ebenfalls differenzierend zu diskutieren 
ist, kann schließlich an zwei weiteren Beispielen aus dem Gesamtberliner Po-
litikunterricht nachvollzogen werden. Im Anschluss an verschiedene von den 
Schüler*innen simulierte Szenarien wird zum einen mithilfe von der Lehrper-
son vorgegebener Kategorien eine Einordnung unterschiedlicher Positionierun-
gen zur rechtlichen Neuregelung eines Schwangerschaftsabbruchs (§ 218 StGB) 
vorgenommen (vgl. Abb. 3.1), während die Schüler*innen im anderen Fall zu 
Einschätzungen dieser Positionen bezüglich ihrer Konstruktivität aufgefordert 
werden (vgl. Abb. 3.2). Dabei illustriert das erste Beispiel, dass die Kriterien zur 
Verwendung der Kategorien allerdings intransparent bleiben, womit die Gefahr 
besteht, dass die Schüler*innen im Ergebnis wiederum eher Begriffe reproduzie-
ren, die inhaltlichen Begründungen jedoch intransparent bleiben. Demgegenüber 
akzentuiert die Lehrperson im zweiten Beispiel eine Fortführung der inhaltlichen 
Auseinandersetzung, die die von der Schülerin geäußerte Position zwar anerkennt, 
dieser jedoch eine weitere Perspektive entgegensetzt, was als ein weiterführender 
Reflexionsanstoß interpretiert werden kann.

Abb. 3:	Beispiele eigenständiger Beiträge mit dem Anspruch fachlicher Weiterbearbeitung
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4	 Kommunikative Praktiken der ko-konstruktiven 
Hervorbringung von Fachlichkeit

Zusammenfassend ließe sich für die Fallgruppierungen zunächst als übergreifender 
fachlicher Anspruch festhalten, dass die möglichst eigenständige Auseinanderset-
zung mit der Sache eine begründete Urteilsbildung ermöglichen soll. Ein wesent-
liches Differenzmerkmal ist dabei allerdings auf der konzeptionellen Ebene darin 
zu sehen, inwieweit die Möglichkeit pluraler Standpunkte im Zuge einer solchen 
begründeten Positionierung Berücksichtigung findet und auf welche Weise erar-
beitetes Wissen in eine Differenzierung von Sach- und Werturteilen überführt 
werden kann. Mit Blick auf die kommunikativen Praktiken der Wissensvermitt-
lung sind überdies Unterschiede festzustellen, inwieweit dabei die Subjektivität der 
Schüler*innen berücksichtigt wird und in der weiteren Bearbeitung der Anspruch 
einer fachlich begründeten „Erweiterung von Denk-, Handlungs- und Urteilsmög-
lichkeiten“ (Müller 2021, 111) zu erkennen ist. 
Dabei weist die Kommunikationspraxis in den analysierten Aufzeichnungen aus 
dem Ost-Berliner Staatsbürgerkundeunterricht eine ähnlich paradoxe Struktur 
auf, wie sie Grammes bereits für dessen konzeptionelle Ebene beschrieben hat. 
Staatsbürgerkunde sei „nicht nur Ideologiefach, sondern auch Reflexionsfach“ 
(Grammes 1997, 155). Sofern der Anspruch einer eigenständigen Auseinander-
setzung mit der Sache nicht bereits in der Fragestellung unterlaufen wird, wird 
er spätestens in der weiteren kommunikativen Bearbeitung untergraben, in der 
die Subjektivität der Schüler*innen und ihrer Sichtweisen nicht mehr zum Tra-
gen kommt. Vielmehr wird das erarbeitete Wissen direkt in ein wertendes Ur-
teil überführt. Eine mögliche Differenzierung von Sach- und Werturteilen, die 
eine Abwägung nach subjektiv abzuwägenden Maßstäben vorsähe, wird damit 
aufgehoben. Die Richtigkeit und Relevanz von Aussagen markiert die Lehrper-
son in ihren evaluierenden Reaktionen, ohne dass die Kriterien und Begrün-
dungen dafür offengelegt werden. Somit ist eine solche Kommunikationspraxis 
zum einen als potenziell indoktrinierend zu kennzeichnen. Zum anderen zeigt 
sich aber auch, dass eine solche Kommunikationspraxis dem eigenen, mit dem 
Forschungsprogramm zur Steigerung der geistigen Aktivität der Schüler*innen 
verbundenen fachlichen Anspruch einer eigenständigen Auseinandersetzung mit 
der Sache nicht gerecht wird. 
Allerdings waren auch jenseits der gezogenen Kontrastierungslinie Kommunika-
tionsverläufe auszumachen, die trotz entsprechender Differenzierungen auf der 
konzeptionellen Ebene zu katechetischen Gesprächsmustern und potenziell in-
doktrinierenden Praktiken tendierten. Zum einen erwies es sich als folgenreich, 
dass sich Schüler*innen in ihrem Antwortverhalten an expliziten wie implizit blei-
benden Erwartungshaltungen der Lehrpersonen orientieren (vgl. z. B. Abb. 1.3 & 
1.4). Um den Schüler*innen im Sinne des fachlichen Anspruchs dennoch eine 
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eigenständige Auseinandersetzung mit der Sache sowie eine begründete Positio-
nierung dazu zu ermöglichen, wäre es unter diesem Gesichtspunkt erforderlich, 
die Ziele und die Struktur des Unterrichtsgespräches auch kommunikativ trans-
parent offenzulegen und sich um eine Klärung von Begrifflichkeiten sowie von 
Begründungen und Kriterien der Urteilsbildung zu bemühen. 
Dabei zeigt im Besonderen der Blick auf die Aufzeichnungen aus den Fortbil-
dungsveranstaltungen für das Übergangsfach Gesellschaftskunde in der Trans-
formationsphase, dass eine diesem fachlichen Anspruch gerecht werdende Ge-
sprächsführung mit einigen Herausforderungen für die Lehrpersonen verbunden 
ist. So besteht die unterrichtliche Schwierigkeit nicht nur darin, dass sich mit dem 
politischen System der Unterrichtsgegenstand selbst im Umbruch befindet, was 
auch unterschiedliche biographisch bedingte Deutungsperspektiven auf diesen 
Gegenstand hervorbringt. Zudem wird der Anspruch von die Schüler*innen aktiv 
einbeziehenden Unterrichtsmethoden unterlaufen, wenn deren Beiträge anschlie-
ßend keiner diskursiven Weiterbearbeitung unterzogen werden.
Dabei legen es auch die übrigen Aufzeichnungen aus dem West- und Gesamtber-
liner Politikunterricht nahe, dass hier ein Spannungsfeld entsteht zwischen einer 
angemessenen Berücksichtigung der Subjektivität der Schüler*innen und zu ver-
mittelnden fachlich begründeten Instrumentarien der Analyse sowie Maßstäben 
der Urteilsbildung, das in unterrichtlichen kommunikativen Praktiken auf unter-
schiedliche Weise bearbeitet werden kann.
Die gezielte Erarbeitung von für die Urteilsbildung erforderlichem Sachwissen 
bedarf eindeutiger und transparenter Markierung des als Voraussetzung für diese 
geltenden Wissens. Dabei sind auch die Kriterien der Geltung offenzulegen und, 
welche (Wert-)Maßstäbe bei der Urteilsbildung letztlich abgewogen werden. Auf 
die Urteilsbildung bezogene Fragestellungen müssten demnach eine diskursive 
Gesprächspraxis ermöglichen, die die Schüler*innen zu Begründungen sowie zu 
deren kritisch-reflexiver Prüfung auffordert (vgl. Hogrefe u. a. 2012). Der Zielstel-
lung einer eigenständigen Positionierung liefe es zuwider, eine spezifische Position 
als verbindlich geltende zu markieren, ohne dass die Kriterien ihrer Geltung in 
nachvollziehbarer Weise offengelegt werden. Im Interesse der Entwicklung und 
Förderung der eigenständigen Urteilsbildung bedürfte es vielmehr einer kommu-
nikativen Praxis, in der mögliche Positionen, ihre Begründungen sowie die Maß-
stäbe der Abwägung so offengelegt werden, dass nach diesen Kriterien eigenstän-
dige Abwägungen und begründete Positionierungen möglich sind. 
Somit konnte aus der Kontrastierung dieser unterschiedlichen Fallgruppierun-
gen eine Kriterientafel zur Unterscheidung kommunikativer Praktiken, die die 
ko-konstruktive Hervorbringung von Fachlichkeit im politischen Fachunterricht 
ermöglichen oder verhindern können, erarbeitet werden (vgl. Tab. 1). Damit las-
sen sich Merkmale einer Unterrichtskommunikation beschreiben, die es ermög-
lichen, dass sich die Schüler*innen eigenständig mit normativen Bezugspunkten 
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des politischen Fachunterrichts auseinandersetzen und dazu positionieren, aber 
auch solche, die diesen Anspruch unterlaufen. Differenzbestimmende Kriterien 
sind dabei in Aufforderungen zu eigenständigen Auseinandersetzungsprozessen zu 
sehen, die eigenständige Sinnkonstruktionen sowie deren diskursive und in einem 
fachlichen Sinn perspektiverweiternde Weiterbearbeitung vorsehen, deren Ziele 
und Kriterien offengelegt werden. Deutlich wird dabei auch die Bedeutung der Be-
rücksichtigung der Subjektivität der Schüler*innen, die in Abhängigkeit vom Be-
zugspunkt der jeweiligen politisch-gesellschaftlichen Ordnung variiert. Führt dies 
in den kommunikativen Praktiken zu einer Einschränkung oder einem Ausschluss 
subjektiver Sichtweisen, wird auch der fachliche Anspruch einer eigenständigen 
Auseinandersetzung unterlaufen. Eine auf die „Erweiterung von Denk-, Hand-
lungs- und Urteilsmöglichkeiten“ (Müller 2021, 111) zielende Strukturierung 
der Unterrichtskommunikation stellt demgegenüber in der Unterrichtspraxis eine 
Herausforderung dar, insbesondere wenn von bereits etablierten kommunikativen 
Praktiken auszugehen ist, die einem solchen Anspruch bisher keinen hohen Stel-
lenwert beimaßen.

Tab. 1:	Kriterien zur Unterscheidung kommunikativer Praktiken, die die ko-kon-
struktive Hervorbringung von Fachlichkeit ermöglichen oder verhindern

Ermöglichung Verhinderung

Aufforderung zu eigenständiger Ausein
andersetzung und Sinnkonstruktion

Transparenz in Bezug auf Ziele und  
Struktur des Gesprächs

Relevanzmarkierungen und Bedeutungs-
festlegungen nach transparenten Kriterien

Differenzierung von Sach- und Wertur-
teilen; kriteriengeleitete Abwägung von 
begründeten Positionen

Diskursive fachliche Weiterbearbeitung, 
Aufforderung zu Reflexion

Ausschluss von Alternativen und Vorweg-
nahme der Antworten

Bedeutungsfestlegungen und Relevanz-
markierungen nach intransparenten 
Kriterien

Verzicht auf Relevanzmarkierung und 
Bedeutungsfestlegungen

Intransparenz in Bezug auf Begründungs-
zusammenhänge
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